
 
Promotionssemester 
 
Einzureichende Unterlagen: 
Interne Bewerber: Promotionsantrag/Nachweis des überwiesenen 
Semesterbeitrages ab WS 2019/2020 fakultativ 
Externe Bewerber: wie folgt angegeben 
 
per email an christiane.schramm@uni-luebeck.de oder  
per Post an die Universität zu Lübeck, Studierenden Service Center - Frau Schramm, Ratzeburger Allee 160, 23562 
Lübeck 

 
Antrag auf ein Promotionssemester (auch Studierende der Graduiertenschule) 
https://www.uni-luebeck.de/studium/studierenden-service-center/service/formulare-und-
merkblaetter.html  
 
Personalausweis (einfache Kopie) 
 
Abiturzeugnis (einf. Kopie) 
 
Staatsexamen (einf. Kopie) 
Exmatrikulationsbescheinigung (einf. Kopie) 
oder 
Bachelorzeugnis (einf. Kopie) 
Exmatrikulationsbescheinigung (einf. Kopie) 
und 
Masterzeugnis (einf. Kopie) 
Exmatrikulationsbescheinigung (einf. Kopie) 
oder 
Diplomzeugnis (einf. Kopie) 
Exmatrikulationsbescheinigung (einf. Kopie) 
 
Krankenkassenbescheinigung 
zur Einschreibung bei der Hochschule bzw. bei privat Versicherten eine Befreiung von der 
Versicherungspflicht von einer gesetzlichen Krankenkasse 
 
Passbild (bitte im JPG-Format an christiane.schramm@uni-luebeck.de senden) 
------------------- 
Datenschutzerklärung/Nutzungsordnung (s.u.) 
 
Einschreibgebühr 
Die Zahlung der Einschreibgebühr ist für Neueinschreibungen zwingend 
erforderlich, die Zahlung des Semesterbeitrages ist ab dem WS 19/20 fakultativ. 
Die entsprechenden Informationen finden Sie hier: 
https://www.uni-luebeck.de/studium/bewerbung/uebersicht/hinweise-zur-
einschreibung.html  



 
Verpflichtungserklärung 

nach § 5 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) für  
Studierende der Universität zu Lübeck 

 
 ...................................................................................................
Frau/Herr 
 

...................................................................................................
Anschrift 

wurde heute gemäß § 5 BDSG ausführlich über die einschlägigen Regelungen zum Datenschutz unterrichtet. 
Die mir im Rahmen meiner Tätigkeit an der Universität zu Lübeck zur Kenntnis gelangenden 
personenbezogenen Daten (Patientendaten, Mitarbeiterdaten und sonstige) werde ich nicht zu einem 
anderen als dem zur jeweiligen rechtmäßigen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck verarbeiten, 
weitergeben, zugänglich machen oder sonst nutzen. 
Ich wurde darüber informiert, dass die unbefugte Verarbeitung, Nutzung oder sonstige Verwendung von 
personenbezogenen Daten nach den Bestimmungen des Datenschutzrechts verboten ist. Eine befugte 
Verarbeitung oder Nutzung von personenbezogenen Daten aus dem Gewahrsam der Universität und des 
Klinikums ist nur gegeben, wenn eine schriftliche Genehmigung der Universität oder des Klinikums erteilt 
wurde. Bei meiner Tätigkeit am Klinikum werde ich die Bestimmungen des LDSG und der „Schweigepflicht“ 
nach § 203 Strafgesetzbuch strikt einhalten. 
Diese Regelungen gelten auch nach Beendigung meiner Tätigkeit fort. 
Mir ist bekannt, dass Verstöße gegen das Datenschutzrecht und die ärztliche Schweigepflicht strafrechtlich 
verfolgt werden können. 
Eine Kopie dieser Unterrichtserklärung sowie eine Belehrung zum Datenschutz habe ich erhalten. 

Datum………………………………….. 

 

……………………………………………  …………………………………………… 

Unterschrift der/des Unterrichteten   Unterschrift der/des Unterrichtenden 

 Schweigepflicht 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Mir ist bekannt, dass ich als Studierende/r der Humanmedizin / Psychologie die Schweigepflicht zu beachten 
habe und Verletzungen strafrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen können. Auf die nachfolgenden 
rechtlichen Bestimmungen wurde ich hingewiesen: 
 
§ 203 Strafgesetzbuch: Verletzung von Privatgeheimnissen 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes 
Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
1.  Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für die Berufsausübung 
oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,  
2.  Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung,  
3.  Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied 
eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder 
Steuerberatungsgesellschaft,  
 4.  Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die 
von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist.  
 4a.  Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes,  
5.  staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen oder  
6.  Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder einer 
privatärztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle 
anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 
Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
1.  Amtsträger,  
2.  für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,  
3.  Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt,  
 4.  Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen 
Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des 
Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates,  
5.  öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten auf 
Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder  
6.  Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der Durchführung 
wissenschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, anvertraut 
worden oder sonst bekannt geworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben über 
persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
erfasst worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behörden oder 
sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekanntgegeben werden und das Gesetz dies 
nicht untersagt. 
(2a) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Beauftragter für den Datenschutz unbefugt ein 
fremdes Geheimnis im Sinne dieser Vorschriften offenbart, das einem in den Absätzen 1 und 2 Genannten in 
dessen beruflicher Eigenschaft anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist und von dem er bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben als Beauftragter für den Datenschutz Kenntnis erlangt hat. 
(3) Einem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Rechtsanwalt stehen andere Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer 
gleich. Den in Absatz 1 und Satz 1 Genannten stehen ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen und die Personen 
gleich, die bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind. Den in Absatz 1 und den in Satz 1 und 2 
Genannten steht nach dem Tod des zur Wahrung des Geheimnisses Verpflichteten ferner gleich, wer das 
Geheimnis von dem Verstorbenen oder aus dessen Nachlass erlangt hat. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod des 
Betroffenen unbefugt offenbart. 
(5) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen 
anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 
 
 
 
 



 



 


